Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudtsache 3307 


Kleine Anfrage 346 

der Fraktion der FDP 


betr. Amnestieantrag des Botschafters Blankenborn in 
eigener Strafsache 


Wir fragen die Bundesregierung ; 

1. Treffen die Pressemeldungen zu, daß Botschafter Blankenborn bei 
der Staatsanwaltschaft in Bonn durch seinen Rechtsvertreter, Rechts- 
anwalt Prof. Dahs, Antrag auf Prüfung der Anwendbarkeit des 
Straffreiheitsgesetzes von 1954 (Amnestiegesetz) in dem gegen 
ihn ein geleiteten Strafverfahren gestellt hat? 

2. Hätte die Anwendbarkeit des Amnestiegesetzes nicht audi ohne 
diesen Antrag, allerdings nacli der Anklageerhebung durch die 
Staatsanwaltschaft, durch das Gericht geprüft werden müssen? 

3. Ist die Bundesregierung nicht der^ Auffassung, daß es für das An- 
sehen des Beschuldigten als eines hohen Beamten des Auswärtigen 
Amtes richtig gewesen wäre, die Feststellung des Gerichtes, ob 
ein Strafmaß für Botscliafter Blankenborn von mehr als drei 
Monaten Gefängnis zu erwarten sei, unbeeinflußt nach Vorlage 
der Anklage abzuwarten? 

4. Sieht die Bundesregierung in diesem Antrag ein Schuldbekenntnis 
des Beschuldigten, und welche Konsequenzen wird sie aus dieser 
Tatsache ziehen? 

5. Hält die Bundesregierung diesen Amnestieantrag im Interesse einer 
objektiven Rechtsfindung und im Interesse ihres eigenen Ansehens 
für zweckmäßig? 

6. Ist es richtig, daß die Bundesregierung die ihr pflichtgemäß ob- 
liegende Rehabilitierung Dr. Stracks direkt oder indirekt von der 
Bedingung abhängig gemacht hat, daß Dr. Strack den Strafantrag 
gegen Botschafter Blankenborn zurückzieht? Ist ein Hinweis auf 
eine derartige Bedingung insbesondere in dem Amnestieantrag 
Botschafter Blankenborns enthalten? 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, Bonn, Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Telefon: 35 51 



7. Warum verletzt die Bundesregierung jahrelang die vornehmste 
Pflicht des Dienstherrn, nämlich die Schutzpflicht gegenüber einem 
Beamten, derart, daß sich sogar der Deutsche Beamtenbund unter 
dem Vorsitz des CDU/CSU -Abgeordneten Kramei veranlaßt sieht, 
in einem Leitartikel der Zeitschrift „Der Beamtenbund” vom März 
1957 unter der Überschrift „Der Dienstherr aber schweigt • . 
hierzu kritisch Stellung zu nehmen? 


Bonn, den 19. März 1957 


Dr. Mende und Fraktion 



